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(3) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im 
übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr 
oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf 
Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung dringen­
der Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord­
nung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur 
Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutz 
gefährdeter Jugendlicher vorgenommen werden.

Artikel 104

(1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund 
eines förmlichen Gesetzes und nur unter Beachtung 
der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt wer­
den. . .

GESETZ ÜBER DIE KONVENTION 
ZUM SCHUTZE DER MENSCHENRECHTE UND 

GRUNDFREIHEITEN

Vom 7. August 1952 (BGBl. II S. 689)

Artikel 6

(2) Bis zum gesetzlichen Nachweis seiner Schuld 
wird vermutet, daß der wegen einer strafbaren 
Fiandlung Angeklagte unschuldig ist.

(3) Jeder Angeklagte hat mindestens (englischer 
Text) insbesondere (französischer Text) die folgen­
den Rechte:

c) sich selbst zu verteidigen oder den Beistand 
eines Verteidigers seiner Wahl zu erhalten und, 
falls er nicht über die Mittel zur Bezahlung eines Ver­
teidigers verfügt, unentgeltlich den Beistand eines 
Pflichtverteidigers zu erhalten, wenn dies im Inter­
esse der Rechtspflege erforderlich ist.

GRUNDGESETZ FÜR DIE BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND 

Vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1; III 100—1)

Artikel 92

Die rechtsprechende Gewalt ist den Richtern an­
vertraut; sie wird durch das Bundesverfassungsge­
richt, durch die in diesem Grundgesetz vorgesehenen

Festnahmen und Verhaftungen erfolgen nur auf 
Grundlage des Gesetzes.

Niemand darf als einer Straftat schuldig behan­
delt werden, bevor nicht in einem gesetzlich durch­
geführten Verfahren von einem Gericht oder ge­
sellschaftlichen Organ der Rechtspflege seine Schuld 
zweifelsfrei nachgewiesen und rechtskräftig festge­
stellt worden ist.

Das Recht auf Verteidigung ist gewährleistet.

Strafen im Sinne dieses Gesetzes werden aus­
schließlich durch Gerichte ausgesprochen.


